
 

Im DialogForumNorden wirken mit: Der Minderheitenbeauftragte des Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein • Der Europaausschusses des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages • ADS-Grenzfriedensbund e. V. • Bund Deutscher Nordschleswiger (BDN) • Europäische Akademie Schleswig-Holstein (EASH) • 
European Centre for Minority Issues (ECMI) • Föderalistische Union Europäischer Nationalitäten (FUEN) • Frasche Rädj - Friesenrat Sektion Nord e.V. • Ja-
ruplund Højskole • Landesverband Schleswig-Holstein der Sinti und Roma • Der Minderheitenbeauftragte der Europa-Universität Flensburg • Minderheiten-Kom-
petenz-Netzwerk Schleswig-Holstein / Süddänemark • Nordfriisk Instituut • Region Syddanmark • Sydslesvigsk Forening 

DialogForumNorden 
Minderhei ten & Minderhei tenpol i t ik  

Sitz: Europäische Akademie 
Schleswig-Holstein, Sankelmark 

Akademieweg 6, 24988 Oeversee 
Tel: + 49 (0) 4630 55 0 
Fax: + 49 (0) 4630 55 199 

E-Mail: c.pletzing@eash.de 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

19. September 2022 
 
 
 
 

Resolution DialogForumNorden  

für Abschaffung der Grenzkontrollen 

 

 

Das DialogForumNorden unterstützt die Landesregierung und den Landtag darin, 

Grenzbarrieren an der deutsch-dänischen Grenze stetig weiter abzubauen, um die 

praktische Zusammenarbeit und die Begegnung der Menschen zu erleichtern. Dafür 

ist insbesondere ein Pendlerverkehr ohne Grenzkontrollen wichtig.  

  

Das DialogForumNorden als Zusammenschluss der nationalen Minderheiten und 

Volksgruppen in Schleswig-Holstein und Dänemark sowie der Akteure der grenz-

überschreitenden deutsch-dänischen Zusammenarbeit spricht sich daher für eine Ab-

schaffung der permanenten Grenzkontrollen an der deutsch-dänischen Grenze aus. 

Es plädiert für eine Rückkehr zur Schengen-konformen Regelung vor 2016 und für 

eine Stärkung der grenzüberschreitenden Polizeizusammenarbeit. 

 

Das DialogForumNorden begrüßt in diesem Zusammenhang die Ankündigung der 

Präsidentin der EU-Kommission, Grenzkontrollen durch EU-Mitgliedstaaten im Zu-

sammenhang mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes zu Grenzkontrollen 

durch Österreich hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Schengen-Abkommen neu 

zu bewerten.  


